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 1 Die AWO fordert die Bundesregierung, sowie soweit betroffen, die Landesebene und die
 2 kommunale Ebene dazu auf, unverzüglich Maßnahmen zur Stärkung der f㘶nanziellen
 3 Rahmenbedingungen einzuleiten:
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Die AWO fordert, dass für den Übergang Schule-Beruf regelhaft auskömmliche
f㘶nanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden müssen. Dazu gehört auch, dass
der Eingliederungstitel auskömmlich f㘶nanziert werden muss sowie die Praxis der
Umschichtungen vom Eingliederungstitel in die Verwaltung beendet werden muss.
Die Verwaltungskosten der Jobcenter müssen realistisch geplant werden.

Zusätzlich gilt es die f㘶nanziellen Rahmenbedingungen langfristiger
auszugestalten, um Kontinuität in Angeboten und Maßnahmen zu gewährleisten und
die Planungssicherheit zu stärken. Die AWO fordert Schritte in Richtung einer
Infrastrukturförderung auszuloten und längere Laufzeiten bei Vergaben.

Zur Umsetzung der Angebote junger Menschen werden angemessene und verbesserte
Personalschlüssel benötigt, die sowohl eine sozialpädagogische Begleitung wie
auch einen Ausbau von aufsuchenden Angeboten erlauben. Die AWO fordert mehr
Fachkräfte einzusetzen, die nach Tarif bezahlt werden und attraktive
Arbeitsbedingungen vorf㘶nden.

Die AWO setzt sich weiterhin für die Einführung und konsequente Anwendung eines
Bundestariftreuegesetzes ein.

Für junge Menschen fordert die AWO zusätzlich die gesetzlich geregelte
Mindestausbildungsvergütung (MiAV) auf 80 % der durchschnittlich tarif㘶ich
festgelegten Ausbildungsvergütung anzuheben und diese regelmäßig an Inf㘶ation
und Einkommensentwicklung anzupassen.

 24 Die AWO fordert die Bundesregierung, sowie die Landesebene und die kommunale Ebene
 25 dazu auf, folgende inhaltliche Weiterentwicklungen einzuleiten:
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Angebote und Maßnahmen gilt es stets so auszugestalten, dass diese sich an den
Bedarfen und Lebensrealitäten junger Menschen orientieren. Diesbezüglich fordert
die AWO Bedarfe, Wünsche und Ungleichheitserfahrungen junger Menschen bundesweit
und systematisch zu erfassen, zu analysieren sowie die gewonnenen Erkenntnisse
bei der Weiter- und Neuentwicklung von Maßnahmen und Angeboten zu
berücksichtigen.

Für junge Menschen, die den Übergang von der Schule in den Beruf nicht ohne
weiteres schaffen, fordert die AWO mehr individuelle und ganzheitliche
Unterstützungen, sowie ein Umfeld, das sie ermutigt, sich auszuprobieren.
Darüber hinaus muss in den Maßnahmen ausreichend Raum für die
Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen gegeben sein.

Angebote am Übergang Schule-Beruf gilt es stetig zukunftsorientiert und
qualitativ weiterzuentwickeln und zu überprüfen, ob diese für junge Menschen
zugänglich sind. Bestehende Angebote gilt es besser aufeinander abzustimmen und
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den Wissenstransfer innerhalb der Angebote zu stärken. Für diese
Weiterentwicklungen fordert die AWO das umfassende Praxiswissen von Trägern und
Einrichtungen noch stärker einzubeziehen.

Den Rückbau des Bürgergelds, die Wiedereinführung des Vermittlungsvorrangs und
zusätzlichen Druck für junge Menschen lehnt die AWO entschieden ab. Die AWO
fordert anstatt kurzfristiger, instabiler Vermittlung in Arbeit einen Fokus auf
langfristige und qualif㘶zierte Erwerbsverhältnisse, die auch dazu beitragen
können, den Fachkräftemangel abzumildern. Dafür gilt es Unterstützungsangebote,
Ausbildungen, Qualif㘶kationserwerb, Coaching und Weiterbildungen zu stärken.

Die AWO fordert Maßnahmen zu ergreifen, um die Anzahl der Schulabgängerinnen und
Schulabgänger ohne Abschluss und die Zahl der jungen Menschen ohne
abgeschlossene Berufsausbildung zu verringern. Zur Prävention und damit niemand
am Übergang Schule-Beruf verloren geht, gilt es u.a. in Schulen die
Berufsorientierung weiter zu stärken, dieser mehr Zeit einzuräumen und
Unterstützungsleistungen im Rahmen der Schulsozialarbeit auszubauen.

Zuletzt fordert die AWO niedrigschwellige Angebote für alle junge Menschen zu
stärken und rechtskreisübergreifende Angebote auszubauen. Diesbezüglich gilt es
die Kooperation aller beteiligten Akteure sowie die Jugendberufsagenturen zu
stärken.

Begründung
Begründung zur Stärkung der f㘶nanziellen Rahmenbedingungen:

Eingebettet sind die formulierten Forderungen in ein Setting aus angespannter öffentlicher Haushaltslage, 
bereits sichtbaren Kürzungen sowie anhaltender Austerität der Finanzierung der sozialen Arbeit. 
Beispielhaft für Kürzungen kann angeführt werden, dass der Eingliederungstitel als wichtige Grundlage 
der Finanzierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik in den letzten Jahren von 5,009 Milliarden Euro 2020 auf 
4,100 Milliarden Euro 2025 (2. Regierungsentwurf Haushalt 2025) dramatisch gesunken ist. Zusätzlich 
werden jährlich rund eine Milliarde Euro vom Eingliederungstitel in das Verwaltungsbudget der Jobcenter 
umgeschichtet, was die strukturelle Unterf㘶nanzierung der Jobcenter unterstreicht.

Welche Auswirkungen die grundsätzlich angespannte öffentliche Haushaltslage auf das Themenfeld hat, 
zeigt der beispielhafte Blick auf zwei Landesprogramme in NRW. So wurde 2024 beschlossen, dass die 
Berufseinstiegsbegleitung (BerEb) in NRW nicht fortgeführt werden wird und die Mittel für das NRW-
Landesprogramm „Kein Abschluss ohne Anschluss“ (KAoA) im Jahr 2025 um rund 60 % zurückgehen sollen. 
Beide Angebote nehmen für die Beruf㘶iche Orientierung junger Menschen im Schulkontext in NRW eine 
wichtige Rolle ein. Die Auswirkungen der Kürzungen für KAoA sind deutlich spürbar, da in der aktuellen 
Vergabe die Pauschalen für die Potenzialanalyse gekürzt wurden sowie der Ausschreibungszeitraum von 
zwei Jahren auf ein Jahr reduziert wurde. Dies stellt die Träger vor große Herausforderungen bei der 
Umsetzung. Die Zukunft von KAoA, das derzeit durch den ESF kof㘶nanziert wird, ist über das Jahr 2027 
hinaus unklar. Im schlimmsten Fall könnte dies bedeuten, dass für junge Menschen in NRW die beiden 
Angebote für die beruf㘶iche Orientierung junger Menschen im Schulkontext innerhalb kürzester Zeit 
wegbrechen. Deutlich wird dabei, dass eine auskömmliche Finanzierung notwendig ist, damit junge 
Menschen die Unterstützung bekommen, die sie benötigen, bestehende AWO-Trägerstrukturen erhalten 
und Angebote weiterentwickelt werden können.

Grundsätzlich gilt es zu betonen, dass die Förderlandschaft am Übergang Schule-Beruf äußerst heterogen 
ist. Es gibt eine hohe Anzahl unterschiedlicher Programme, die von der kommunalen Jugendhilfe, der 
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Bundesagentur für Arbeit und der Jobcenter, der Länder- und Bundesebene sowie durch die Europäische 
Union f㘶nanziert werden und zeitlich befristet für Zeiträume von wenigen Monaten bis hin zu mehreren 
Jahren vergeben werden. Für Träger bedeutet dies mangelnde Planungssicherheit zur Vorhaltung von 
Angeboten und Personal, was das Erfordernis zur Auslotung einer Infrastrukturförderung und längere 
Laufzeiten bei Vergaben unterstreicht.

Setzt man die Fachkräfte in den Mittelpunkt der Betrachtung, lässt sich festhalten, dass diese ihr 
Tätigkeitsfeld als grundsätzlich unterf㘶nanziertes Themenfeld skizzieren, wobei Unterbesetzung, befristete 
Stellen und Überbelastung eine relevante Rolle spielen. Die Folgen sind viele Personalwechsel, wobei 
diese sich insbesondere negativ auf die Beziehungsarbeit mit den jungen Menschen auswirken. Die 
Fachkräfte nehmen in ihrer Rolle als sozialpädagogische Betreuung, Wissens- und 
Kompetenzvermittler*innen sowie Vertrauens- und Bezugspersonen eine Schlüsselrolle ein. Gleichzeitig 
sind ihre Tätigkeiten jedoch häuf㘶g durch kurze Vertragslaufzeiten und teilweise unzureichende Bezahlung 
geprägt, wenn Tarifverträge fehlen.

Im Hinblick auf öffentliche Vergaben ist es wichtig zu betonen, dass bei diesen der Preis dominiert, was es 
Trägern mit Tarifverträgen erschwert, bei Vergaben mit Niedriglohnanbietern ohne Tarifvertrag, die oft mit 
einer geringen Umsetzungsqualität arbeiten und zumeist nicht beabsichtigen dauerhafte Strukturen 
aufzubauen, zu konkurrieren. Ein Bundestariftreuegesetz kann hier eine deutliche Verbesserung bewirken 
und zusätzlich dazu beitragen, dass Arbeits- und Fachkräfte gewonnen und langfristig gehalten werden 
können.

Schließlich sind neben den Arbeitsbedingungen für Arbeits- und Fachkräfte auch die Arbeitsbedingungen 
für junge Menschen bei der Aufnahme einer Ausbildung zu berücksichtigen. Grundsätzlich hat die 
Mindestlohnkommission zuletzt vorgeschlagen, dass der Mindestlohn bis 2027 auf 14,60 € steigen soll. Für 
die AWO stellt dies einen Schritt in die richtige Richtung dar, da insbesondere niedrige Einkommen durch 
Lohnzuwächse prof㘶tieren werden. Wichtig ist gleichzeitig jedoch auch die gesetzlich geregelte 
Mindestausbildungsvergütung (MiAV) zu erhöhen, damit die Aufnahme einer langjährigen, qualif㘶zierten 
Berufsausbildung weiterhin attraktiv bleibt.

Begründung zur inhaltlichen Weiterentwicklung:

Für junge Menschen mit schwierigen Startvoraussetzungen stellt der Übergang von der Schule ins 
Berufsleben häuf㘶g eine besondere Herausforderung dar. Dabei wirken geopolitische Krisen (z. B. die 
Klimakrise), kriegerische Auseinandersetzungen (z. B. der russische Angriffskrieg), gesellschaftliche 
Veränderungsprozesse (z. B. Stimmenzuwächse für antidemokratische Parteien) auf junge Menschen ein. 
Gleichzeitig erschweren unübersichtliche Ausbildungswege und sich stetig verändernde Berufsfelder ihre 
beruf㘶iche Orientierung.

Aktuelle Zahlen zeigen, dass nach einem Jahr nur etwa einem Drittel der Jugendlichen der Übergang in 
eine Ausbildung gelingt – nach drei Jahren und zum Teil vielfältigen Maßnahmen liegt die Übergangsquote 
bei etwa 60 Prozent. Gleichzeitig ist der Anteil von jungen Menschen im Alter von 20 bis 34 ohne 
Berufsabschluss zwischen 2020 und 2022 um rund eine halbe Million gestiegen. Weiterhin schlussfolgert 
der 17. Kinder- und Jugendbericht, dass bestehende Angebote und Maßnahmen weiterentwickelt werden 
müssen, Zugänge gestärkt und die individuellen Lebensentwürfe junger Menschen verstärkt berücksichtigt 
werden müssen. Darüber hinaus sei das Wissen über die Zielgruppe unterentwickelt, und es gilt 
wissenschaftliche Vorhaben zu fördern, die verstärkt die Perspektive von jungen Menschen in den 
Mittelpunkt stellen.

Mit der Befragung zur Nutzerinnengerechten Ausgestaltung von Maßnahmen am Übergang Schule-Beruf, 
die der Bundesverband derzeit mit Trägern durchführt, setzt die AWO hier an und leistet damit eine 
Vorarbeit zur Erfassung von Bedarfen und Wünschen junger Menschen. Erste Ergebnisse unserer 
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Befragungen lassen den Schluss zu, dass sich die Nutzerinnen häuf㘶g missachtet, nicht wahrgenommen 
und unfair behandelt fühlen. Viele der jungen Menschen weisen zudem Benachteiligungserfahrungen wie 
traumatische Erlebnisse und psychische Belastungssituationen, Klinikaufenthalte und 
Mobbingerfahrungen auf, die im Übergangssystem aufgefangen werden müssen. Auch ein 
Migrationshintergrund, die sozioökonomische Situation, familiäre Problemlagen, ungünstige 
Wohnsituationen und unzureichende Unterstützung der Eltern spielen eine relevante Rolle. Um diese zu 
adressieren, werden passgenaue und ganzheitliche Angebote benötigt, wobei insbesondere die 
sozialpädagogische Begleitung sowie die Beziehungsarbeit durch Fachkräfte gestärkt werden muss. Junge 
Menschen im Übergangssystem wünschen sich weiterhin einen stärkeren Fokus auf die Vermittlung von 
soft skills (wie z. B. Zeitmanagement), mehr beruf㘶iche Orientierung, mehr kreative Projekte sowie mehr 
„Dinge-fürs-Leben-Lernen“ (wie z. B. der Umgang mit Finanzen). Diese Erkenntnisse zeigen, dass junge 
Menschen im Übergangssystem, neben der Vermittlung von Wissen, auch ausreichend Raum zum 
Entwickeln und Ausprobieren benötigen.

Die steigenden Zahlen junger Menschen ohne Berufsabschluss und die enge Verbindung zwischen 
fehlendem Berufsabschluss, instabilen Erwerbsbiographien sowie erhöhtem Armutsrisiko unterstreichen 
die Notwendigkeit für Präventionsmaßnahmen wie mehr Raum für Berufsorientierung in Schulen. Zudem 
deuten Rückmeldungen unserer Träger und Einrichtungen darauf hin, dass die Lebenslagen und 
Problemlagen von jungen Menschen immer komplexer werden. Zu deren Adressierung wird insbesondere 
auch die Stärkung von rechtskreisübergreifenden Angeboten im Rahmen der Jugendberufsagenturen 
benötigt, damit junge Menschen niedrigschwellige Unterstützung aus einer Hand erhalten können.

Abschließend lässt sich festhalten, dass das Abschmelzen der Strukturen, die junge Menschen auf ihrem 
Weg zu beruf㘶icher, gesellschaftlicher und sozialer Teilhabe unterstützen, soziale Isolation und prekäre 
Lebenssituationen fördert sowie das Armutsrisiko erhöht. Junge Menschen benötigen Perspektiven, 
Chancen und Wege sich aus bestehenden Benachteiligungsstrukturen herauszulösen. Sie benötigen 
Angebote, die soziale Ungleichheiten wirksam adressieren, die Chancengerechtigkeit erhöhen und ihnen 
damit Wege hin zur persönlichen Entfaltung, sozialen Stabilität und in ein stabiles Einkommen aufzeigen 
können. Die Orientierung an dieser Maxime erfordert das klare und glaubwürdige Bekenntnis der 
politischen Entscheidungsträger*innen die f㘶nanziellen Rahmenbedingungen am Übergang Schule-Beruf 
zu stärken, wie auch die Bereitschaft, die Perspektiven und Bedarfe junger Menschen in Angeboten 
verstärkt zu berücksichtigen und diese inhaltlich weiterzuentwickeln.
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